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bindliches innerstaatliches Recht um­
zusetzen. Schlichte Verwaltungsprak­
tiken, die ihrer Natur nach von der 
Verwaltung nach ihrem Ermessen ge­

ändert werden können, sind nicht als 
wirksame Erfüllung der Verpflichtung 
anzusehen, die sich aus dieser Richtli­
nie ergibt. 

In der Rechtssache 96/81 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Robert Caspar Fischer als Bevollmächtigten, unterstützt durch 
das Mitglied ihres Juristischen Dienstes Auke Haagsma, Zustellungsbevoll­
mächtigter: Oreste Montalto, Mitglied ihres Juristischen Dienstes, Jean-
Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, vertreten durch Adriaan Bos, Hilfsrechtsbera­
ter im Außenministerium, als Bevollmächtigten, Zustellungsanschrift: Bot­
schaft des Königreichs der Niederlande, 5, rue C. M. Spoo, Luxemburg, 

beklagte Partei, 

wegen Feststellung, daß das Königreich der Niederlande gegen eine ihm 
nach dem EWG-Vertrag obliegende Verpflichtung verstoßen hat, indem es 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hat, um die Richtlinie 76/160 des Rates 
vom 8. Dezember 1975 über die Qualität der Badegewässer (ABl. L 31, 1976, 
S. 1) nachzukommen, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten G. Bosco und A. Touffait, der Richter Mackenzie Stuart, 
A. O'Keeffe, T. Koopmans und U. Everling, 

Generalanwalt: F. Capotorti 
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf, 
die Anträge sowie die Angriffs- und Ver­
teidigungsmittel der Parteien lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

I — S a c h v e r h a l t 

1. Die Richtlinie 76/160/EWG des Ra­
tes vom 8. Dezember 1975 über die Qua­
lität der Badegewässer (ABl. L 31, 1976, 
S. 1) schreibt vor, daß die Mitgliedstaa­
ten bestimmte Maßnahmen treffen, um 
die Verunreinigung der Badegewässer 
herabzusetzen und sie vor weiterer Qua­
litätsverminderung zu bewahren. Hierzu 
setzt die Richtlinie auf die Badegewässer 
anwendbare chemisch-physikalische und 
mikrobiologische Parameter fest und 
sieht vor, daß die Mitgliedstaaten für alle 
Badegebiete oder für jedes einzelne Ba­
degebiet die auf Badegewässer anwend­
baren Werte für diese Parameter festle­
gen. Gemäß der Richtlinie haben die 
Mitgliedstaaten die notwendigen Maß­
nahmen zu treffen, um sicherzustellen, 
daß die Qualität der Badegewässer bin­
nen 10 Jahren diesen Werten entspre­
chen, und dafür zu sorgen, daß diese 
Werte in den neu geschaffenen Badege­
bieten eingehalten werden. Die zuständi­
gen Behörden der Mitgliedstaaten haben 
Probenahmen nach Maßgabe der Richt­
linie durchzuführen. Die Mitgliedstaaten 
haben der Kommission regelmäßig — 
erstmalig vier Jahre nach der Bekannt­
gabe der Richtlinie — einen zusammen­
fassenden Bericht über die Badegewässer 
und ihre wesentlichsten Merkmale zu 
übermitteln. 

Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie hat 
folgenden Wortlaut: 

„Die Mitgliedstaaten setzen die erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften in Kraft, um dieser Richtlinie 
binnen zwei Jahren nach ihrer Bekannt­
gabe nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis." 

Da die Bekanntgabe der Richtlinie in 
den Niederlanden am 10. Dezember 
1975 erfolgte, ist die in Artikel 12 vorge­
sehene Frist am 10. Dezember 1977 
abgelaufen. 

2. Mit Schreiben vom 24. Februar 1976 
und 13. Oktober 1977 forderte die Kom­
mission die Regierung der Niederlande 
auf, sie über die von den Niederlanden 
zur Durchführung der Richtlinie erlasse­
nen Vorschriften zu informieren. 

In Beantwortung dieser Schreiben teilte 
das niederländische Ministerie van Ver­
keer en Waterstaat der Kommission mit 
Schreiben vom 28. März 1978 mit, daß 
eine Änderung der Wet verontreiniging 
oppervlaktewateren (Gesetz über die 
Verunreinigung des Oberflächenwassers) 
in Vorbereitung sei. Diese Änderung 
solle es insbesondere ermöglichen, auf 
nationaler Ebene Normen für das Einlei­
ten und Einbringen bestimmter Stoffe 
festzulegen und überall die Mindestquali-
tätsanforderungen für die verschiedenen 
Funktionen des Oberflächenwassers ein­
zuhalten. Dieser Änderung komme daher 
erhebliche Bedeutung für die Durchfüh­
rung der Richtlinie zu. 
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Des weiteren solle eine Anderung der 
Wet hygiëne en veiligheid zweminrich-
tingen (Gesetz über Hygiene und Sicher­
heit in Badeanstalten) es ermöglichen, 
die Verwendung von Oberflächenwasser 
als Badegewässer zu untersagen, wenn es 
nicht den durch die Richtlinie festgeleg­
ten Anforderungen entspreche. 

Im übrigen finde gerade ein Abstim­
mungsverfahren zwischen den zuständi­
gen Behörden statt, um das Probenah­
menprogramm in Anpassung an die 
Richtlinie zu erweitern. 

Die niederländische Regierung teilte wei­
terhin mit, daß in den Niederlanden be­
reits seit langem bestimmte Anforderun­
gen an das für Erholungszwecke be­
stimmte Oberflächenwasser gestellt wür­
den, die auf einer im „Interimrapport 
Zwemwater" vom 25. Juni 1973 enthal­
tenen Stellungnahme des Gezondheids­
raad (Gesundheitsrat) basierten. 

Das Ministerie van Verkeer en Water­
staat beschloß das Schreiben vom 28. 
März 1978 mit der Erklärung, er sei be­
reit, der Kommission jede gewünschte 
ergänzende Information zu erteilen. 

3. Mit Schreiben vom 8. Februar 1979 
teilte die Kommission, der niederländi­
schen Regierung mit, sie sei der Auffas­
sung, daß das Königreich der Nieder­
lande seine Verpflichtungen aus der 
Richtlinie verletzt habe, da die niederlän­
dischen Behörden immer noch nicht die 
erforderlichen Maßnahmen für die Um­
setzung der Richtlinie in innerstaatliches 
Recht getroffen hätten und da die Kom­
mission entgegen Artikel 12 Absatz 1 der 
Richtlinie bisher noch keine diesbezüg­
liche Mitteilung erhalten habe. Die 
Kommission forderte die Regierung der 
Niederlande daher gemäß Artikel 169 
EWG-Vertrag auf, sich hierzu innerhalb 
einer Frist von zwei Monaten zu äußern. 

Die niederländische Regierung beant­
wortete dieses Schreiben mit Schreiben 
ihrer ständigen Vertretung bei den Euro­
päischen Gemeinschaften vom 23. Mai 
1979. 

In diesem Schreiben machte die nieder­
ländische Regierung einige nähere Anga­
ben über den seinerzeitigen Inhalt der 
Wet verontreiniging oppervlaktewateren 
und übermittelte der Kommission einige 
Auszüge aus diesem Gesetz. Sie erklärte, 
das Gesetz enthalte einige Maßnahmen 
zur Kontrolle der Qualität des Oberflä­
chenwassers. Die Normen der Richtlinie 
seien in die Anhänge des alle fünf Jahre 
zur Bekämpfung der Gewässerver­
schmutzung aufgestellten mehrjährigen 
Richtprogramms aufgenommen worden, 
das praktisch für die Politik der für die 
Wasserqualität Verantwortlichen maß­
geblich sei. Dieses Programm war dem 
Schreiben beigefügt. Die niederländische 
Regierung betonte, die Tatsache, daß in 
den rechtlichen Erwägungen und der Be­
gründung für den Entwurf des Gesetzes 
zur Änderung der Wet verontreiniging 
oppervlaktewateren auf die Richtlinie 
verwiesen werde, bedeute nicht, daß die 
Richtlinie ohne diese Änderung in den 
Niederlanden nicht durchgeführt worden 
wäre, da das geltende Gesetz bereits 
einige Maßnahmen und Verwaltungsvor­
schriften hierfür vorsehe, die die Durch­
führung der Richtlinie weitgehend 
sicherstellten. 

Die niederländische Regierung übermit­
telte der Kommission ferner eine Ausfer­
tigung der Wet hygiëne en veiligheid 
zweminrichtingen, die für Badeanstalten 
den Erlaß bestimmter Vorschriften über 
die Qualität der Badegewässer ermög­
liche. Durch die in Vorbereitung befind­
liche Änderung dieses Gesetzes solle des­
sen Anwendungsbereich noch erweitert 
werden. 
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In diesem Zusammenhang verwies die 
niederländische Regierung außerdem auf 
die Wet bestrijding infectieziekten en op­
sporing ziekteoorzaken (Gesetz zur Be­
kämpfung der Infektionskrankheiten und 
zur Ermittlung der Krankheitsursachen), 
die alle Gemeindevorsteher verpflichte, 
die vollständige oder teilweise Schlie­
ßung einer Badeanstalt anzuordnen, 
wenn dies vom öffentlichen Gesundheits­
überwachungsdienst verlangt werde. 

Die Regierung der Niederlande fügte 
diesem Schreiben einen Bericht über die 
Badezonen für das Jahr 1978 bei, der 
sich auf die wichtigsten Merkmale der 
Badegewässer erstreckt. 

Zum Abschluß dieses Schreibens brachte 
die niederländische Regierung ihre Über­
zeugung zum Ausdruck, mit diesem 
Schreiben gezeigt zu haben, daß bereits 
die geltenden Vorschriften eine Durch­
führung der fraglichen Richtlinie dar­
stellten. Sie sei bereit, der Kommission 
auf Wunsch weitere Informationen zu 
erteilen. 

4. Mit Schreiben vom 27. Juli 1979 
richtete die Kommission eine mit Grün­
den versehene Stellungnahme gemäß Ar­
tikel 169 EWG-Vertrag an die niederlän­
dische Regierung, wonach das König­
reich der Niederlande seine Verpflich­
tungen aus der fraglichen Richtlinie ver­
letzt habe, indem es nicht die erforderli­
chen Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten erlassen habe, um der Richtlinie 
nachzukommen. 

In dieser mit Gründen versehenen Stel­
lungnahme traf die Kommission die Fest­
stellung, das Königreich der Niederlande 
habe die Kommission nicht von den zur 
Befolgung der Richtlinie erlassenen Vor­
schriften in Kenntnis gesetzt, und die 
Kommission müsse daher annehmen, daß 
das Königreich der Niederlande diese 
Maßnahmen noch nicht getroffen habe. 

Die geltenden Rechtsvorschriften, auf 
die die niederländische Ständige Vertre­
tung in ihrem Schreiben vom 23. Mai 
1979 verwiesen habe, stellten ebenso wie 
der Bericht über die Badezonen keine 
Umsetzung der Richtlinie im Sinne des 
Artikels 12 dieser Richtlinie dar. Die 
Kommission habe noch keine Nachricht 
erhalten, daß die vorgesehenen Änderun­
gen dieser Rechtsvorschriften in Kraft 
getreten seien. 

In ihrer Antwort auf diese mit Gründen 
versehene Stellungnahme vertrat die 
niederländische Regierung mit Schreiben 
ihrer Ständigen Vertretung bei den 
Europäischen Gemeinschaften vom 26. 
November 1979 erneut den Standpunkt, 
die geltenden Rechtsvorschriften enthiel­
ten bereits Möglichkeiten zur Durchset­
zung einer Politik mit dem Ziel, die Ein­
haltung der Qualitätsanforderungen zu 
erreichen oder fortzusetzen, denen 
Oberflächenwasser, das zum Baden be­
stimmt sei, genügen müsse. Auch wenn 
zur Durchführung der Richtlinie eine 
Anpassung der Wet verontreiniging op­
pervlaktewateren erforderlich sei, um die 
rechtliche Möglichkeit zum Erlaß ein­
heitlicher und verbindlicher Anweisungen 
an alle für die Gewässerqualität Verant­
wortlichen zu erhalten, bedeute dies 
nicht, wie von der Kommission ange­
nommen, daß die Anwendung der Richt­
linie durch die Niederlande ohne diese 
Anpassung unmöglich wäre. Die derzeit 
im Gesetzgebungsverfahren befindlichen 
Änderungen auf diesem Gebiet seien als 
wünschenswert erschienen, und die 
niederländische Regierung messe diesen 
Änderungen große Bedeutung bei. Die 
Niederlande brächten die Richtlinie be­
reits durch die bestehenden rechtlichen 
Möglichkeiten zur Anwendung. Die 
niederländische Regierung machte in 
diesem Schreiben weitere Angaben zu 
den geltenden Rechtsvorschriften und er­
klärte, sie stünde der Kommission für 
weitere Auskünfte zur Verfügung. 
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Mit Schreiben vom 24. März 1981 setzte 
die Ständige Vertretung des Königreichs 
der Niederlande bei den Europäischen 
Gemeinschaften die Kommission vom 
Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens 
im Zusammenhang mit den genannten 
Änderungen der einschlägigen niederlän­
dischen Rechtsvorschriften in Kenntnis. 

II — A n t r ä g e der P a r t e i e n und 
schr i f t l i ches V e r f a h r e n 

1. Mit Klageschrift, die am 24. April 
1981 eingegangen ist, hat die Kommis­
sion Klage gegen das Königreich der 
Niederlande erhoben mit dem Antrag, 

— festzustellen, daß das Königreich der 
Niederlande gegen eine ihm nach 
dem Vertrag obliegende Verpflich­
tung verstoßen hat, indem es nicht 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften erlassen hat, um 
der Richtlinie 76/160 vom 8. Dezem­
ber 1975 nachzukommen, 

und 

— dem Königreich der Niederlande die 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Regierung des Königreichs der 
Niederlande beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuwei­
sen 

und 

— der Kommission die Kosten des Ver­
fahrens aufzuerlegen. 

2. Am Schluß des schriftlichen Verfah­
rens, das ordnungsgemäß abgelaufen ist, 
hat der Gerichtshof nach Anhörung des 
Generalanwalts beschlossen, die Kom­
mission zur schriftlichen Beantwortung 
einiger Fragen aufzufordern und die Re­
gierung der Niederlande zu bitten, im 
Anschluß daran zu diesen Antworten 
schriftlich Stellung zu nehmen. 

Der Gerichtshof hat nach Anhörung des 
Generalanwalts beschlossen, die münd­
liche Verhandlung ohne vorherige Be­
weisaufnahme zu eröffnen. 

I I I — V o r b r i n g e n de r P a r t e i e n 
im sch r i f t l i chen V e r f a h r e n 

1. Die Kommission trägt in ihrer Klage­
schrift vor, in der Antwort der niederlän­
dischen Regierung und in ihren späteren· 
Schreiben an die Kommission werde 
nicht bestritten, daß die Richtlinie eine 
Änderung der in den Niederlanden gel­
tenden Rechtsvorschriften erfordere. Aus 
den genannten Schreiben ergebe sich, 
daß diese Änderung der Rechtsvorschrif­
ten noch nicht vorgenommen worden sei 
und daß die Niederlande also unter Ver­
stoß gegen Artikel 12 der Richtlinie noch 
nicht alle für die Durchführung der 
Richtlinie erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hätten. 

Der in dem Schreiben vom 26. Novem­
ber 1979 enthaltene Hinweis darauf, daß 
die Richtlinie in den Niederlanden so­
wohl mit Hilfe des bestehenden rechtli­
chen Instrumentariums auf Verwaltungs­
ebene als auch mit Hilfe der Orientie­
rungsrichtlinien in der Praxis durchge­
führt werde, werde durch einige eben­
falls in diesem Scnreiben enthaltene Be­
merkungen widerlegt, wonach „die An­
passung dieses Gesetzes zur Durchfüh­
rung der Richtlinie erforderlich" sei. 
Auch mit der von der niederländischen 
Regierung in ihrer Antwort vom 28. 
März 1978 vertretenen Auffassung sei 
dieser Hinweis nicht zu vereinbaren. 

Die Notwendigkeit bestimmter Rechts­
und Verwaltungsvorschriften ergebe sich 
des weiteren aus einem Vergleich der 
Richtlinie mit dem geltenden Recht. Im 
derzeitigen Stadium sei es allerdings 
nicht erforderlich, systematisch die Un­
terschiede zwischen den niederländischen 
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Rechtsvorschriften und der Richtlinie zu 
untersuchen; die Kommission behalte 
sich jedoch ausdrücklich das Recht vor, 
diese Frage zu vertiefen, wenn sich dies 
im Laufe des Verfahrens als notwendig 
erweisen sollte. 

Die niederländische Regierung wolle den 
Eindruck erwecken, daß die faktische 
Qualität der Badegewässer in den 
Niederlanden weitgehend der in der 
Richtlinie vorgesehenen Qualität ent­
spreche, ohne allerdings zu leugnen, daß 
dieser Sachverhalt nur in unzureichen­
dem Maße auf den durch die Richtlinie 
vorgesehenen Befugnissen sowie verbind­
lichen Normen und Aufgabenumschrei­
bungen beruhe. Für das vorliegende Ver­
fahren sei nicht die Situation relevant, 
die durch die von der Zentralgewalt und 
den verschiedenen nachgeordneten Ge­
walten in den Niederlanden geführte Po­
litik in der Praxis geschaffen werde, son­
dern die Tatsache, daß die niederländi­
schen Rechtsvorschriften nicht sämtliche 
durch die Richtlinie vorgeschriebenen In­
strumente vorsähen. 

2. Die niederländische Regierung weist 
in ihrer Klagebeantwortung darauf hin, 
daß die Kommission nicht auf die von 
ihr zu der mit Gründen versehenen Stel­
lungnahme abgegebenen Bemerkungen 
über die Art und Weise, in der die Richt­
linie bereits verwirklicht worden sei, rea­
giert habe und daß sie keine Angaben 
darüber mache, welche Bestimmungen 
der Richtlinie von den Niederlanden 
nicht durchgeführt worden seien. 

Die niederländische Regierung habe die 
Kommission bereits mit Schreiben der 
Ständigen Vertretung vom 23. Mai 1979 
davon unterrichtet, daß das Programm 
für die Probenahmen von den Badege­
wässern mit der Richtlinie in Überein­
stimmung gebracht worden sei. Die 
Kommission habe einen Bericht über die 
wichtigsten Merkmale der Badegewässer 

erhalten. Als Anlage zu ihrer Klagebe­
antwortung habe die niederländische Re­
gierung außerdem die Ergebnisse einer 
vierteljährlichen bakteriologischen Un­
tersuchung der Qualität der Badegewäs­
ser übermittelt. 

Die niederländische Regierung verweist 
im übrigen darauf, daß die Qualität der 
Badegewässer nach Artikel 4 der Richtli­
nie erst binnen 10 Jahren den gemäß Ar­
tikel 3 festgelegten Grenzwerten entspre­
chen müsse. 

Der Gesetzentwurf zur Änderung der 
Wet verontreiniging oppervlaktewateren 
sei für erforderlich gehalten worden, um 
zu einer einheitlichen Regelung inner­
halb eines Systems zu gelangen, in dem 
die Aufsicht über die Wasserqualität 
dezentralisierten Verwaltungsbehörden 
obliege und die Zentralverwaltung nicht 
befugt sei, die Tätigkeit dieser unteren 
Behörden im Zusammenhang mit der Er­
teilung von Erlaubnissen oder der Fest­
setzung von Normen für die Qualität der 
Oberflächengewässer direkt zu regle­
mentieren. 

Das vorhandene Instrumentarium sei je­
doch geeignet, die Richtlinie zu verwirk­
lichen. Die Unterbehörden, denen die 
Anwendung der Richtlinie obliege, be­
dienten sich zur Durchführung der Auf­
sichtsmaßnahmen aller durch die Wet 
verontreiniging oppervlaktewateren zur 
Verfügung gestellten Instrumente, zu de­
nen insbesondere die Verbotsverfügung, 
die Feststellung der Unzulänglichkeit, 
die Regeln über das Genehmigungsver­
fahren, die Abgabenerhebung sowie die 
einzelnen Teile der gesamten Sanie­
rungspolitik gehörten. Das geltende 
Recht halte für jeden, der die Wasser­
qualität zu überwachen habe, das erfor­
derliche Instrumentarium für eine Politik 
bereit, mit der angestrebt werde, daß die 
Wasserqualität den jeweiligen Anforde­
rungen einer bestimmten Verwendung 
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oder Aufgabe entspreche. Daraus, daß 
ein Entwurf zur Änderung des Gesetzes 
vorliege, durch den das bestehende In­
strumentarium ergänzt werden solle, 
könne nicht geschlossen werden, daß die 
Richtlinie nicht durchgeführt worden sei. 
Diese Gesetzesänderung enthalte eine 
Regelung, die strenger als die in der 
Richtlinie vorgesehene sei. Das Instru­
mentarium, das im Rahmen der Wet 
verontreiniging oppervlaktewateren ein­
geführt werden solle, habe seine Grund­
lage im übrigen in der Richtlinie 76/464 
vom 4. Mai 1976, die später als die hier 
in Frage stehende Richtlinie ergangen sei 
und diese in einen allgemeinen Zusam­
menhang stelle. 

Die Bestimmungen der vorliegenden 
Richtlinie seien ihrer Natur entsprechend 
insbesondere an die nationalen Behörden 
gerichtet. Die Mitgliedstaaten seien in 
der Wahl der Form und der Mittel zur 
Durchführung der Richtlinie frei. Die 
Kommission habe nicht den Nachweis 
erbracht, daß die Niederlande nicht über 
das zur Durchführung der Richtlinie er­
forderliche Instrumentarium verfügten. 
Die Richtlinie sei in den Niederlanden 
zunächst einmal ausreichend durchge­
führt worden. 

3. Die Kommission trägt in ihrer Erwi­
derung vor, die niederländische Regie­
rung verkenne die Tragweite der Klage 
und gehe von falschen Vorstellungen 
hinsichtlich der Natur von Richtlinien im 
allgemeinen und der streitigen Richtlinie 
im besonderen aus. 

Die Mitteilungspflicht nach Artikel 12 
Absatz 1 der Richtlinie, auf die die Klage 
gestützt sei, stelle für die Kommission 
ein unverzichtbares Instrument zur Erfül­
lung ihrer Aufgabe dar, die Durchfüh­
rung der Richtlinien zu überprüfen; sie 
konkretisiere die den Mitgliedstaaten in 
Artikel 5 EWG-Vertrag auferlegte 
Pflicht, der Kommission die Erfüllung 

ihrer Aufgaben zu erleichtern. Eine all­
gemeine Mitteilung, daß die Durchfüh­
rung der Richtlinie durch eine bestimmte 
Gesetzesänderung geregelt worden sei 
oder daß diese Durchführung bereits im 
Rahmen der bestehenden Rechtsvor­
schriften erfolgt sei, könne nicht als aus­
reichend angesehen werden. 

Entsprechend dem in Artikel 12 Absatz 1 
der Richtlinie — wie in zahlreichen an­
deren Richtlinien — niedergelegten Sy­
stem werde die richtige Durchführung 
der Richtlinie von der Kommission im 
allgemeinen in einem zweiphasigen Ver­
fahren überprüft. 

In der ersten Phase, die aus einer allge­
meinen und formalen Prüfung bestehe, 
stelle die Kommission fest, ob die Mit­
gliedstaaten sie über die bestehenden 
oder neuen Vorschriften informiert hät­
ten, die sie für erforderlich hielten, um 
der Richtlinie nachzukommen, und ob 
diese Maßnahmen innerhalb der vorge­
schriebenen Frist in Kraft getreten seien. 
In der zweiten Phase, die eine vertiefte 
und längere Prüfung sowie einen einge­
henden Vergleich der nationalen Rege­
lungen mit den verschiedenen Richtli­
nienbestimmungen umfasse, stelle die 
Kommission aufgrund der von den Mit-
gliedstaaten gemäß. Artikel 12 Absatz 1 
der Richtlinie erteilten Informationen 
fest, ob die Mitgliedstaaten den Bestim­
mungen der Richtlinie in ausreichendem 
Maße nachgekommen seien. 

Die Mitteilungspflicht und die zweipha-
sige Prüfung der Durchführung der 
Richtlinie hätten Auswirkungen in bezug 
auf das Vertragsverletzungsverfahren 
nach Artikel 169 EWG-Vertrag. Die ver­
spätete oder unvollständige Mitteilung 
von Durchführungsmaßnahmen stelle 
einen Verstoß gegen Artikel 12 Absatz 1 
Satz 2 der Richtlinie dar, der als solcher 
bereits die Einleitung des Verfahrens 
nach Artikel 169 EWG-Vertrag rechtfer-
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tige. Der Verstoß gegen Artikel 12 Ab­
satz 1 Satz 2 der Richtlinie gebe darüber 
hinaus Anlaß zu der Vermutung, daß der 
Mitgliedstaat der Verpflichtung aus Arti­
kel 12 Absatz 1 Satz 1 zum Erlaß der er­
forderlichen Vorschriften nicht nachge­
kommen sei. Wenn ein Mitgliedstaat der 
Kommission die erforderlichen Durch­
führungsmaßnahmen mitgeteilt, sie je­
doch nicht innerhalb der vorgeschriebe­
nen Frist in Kraft gesetzt habe, habe er 
nicht das Recht, diese Vermutung durch 
den Beweis des Gegenteils zu widerle­
gen, da er hierdurch seiner ersten Mittei­
lung an die Kommission widerspräche. 

Aufgrund dieser Vermutung könne die 
Kommission im Verletzungsverfahren 
auch den Verstoß gegen die Durchfüh­
rungspflicht nach Artikel 12 Absatz 1 
Satz 1 geltend machen, der darin be­
stehe, daß der Mitgliedstaat nicht alle er­
forderlichen Durchführungsmaßnahmen 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist er­
lassen habe; hierzu brauche sie nicht zu 
behaupten oder zu beweisen, daß der 
Mitgliedstaat gegen bestimmte spezielle 
Verpflichtungen aus der Richtlinie ver­
stoßen habe; eine derartige Prüfung 
komme erst in der zweiten Phase in Be­
tracht. In jedem Fall reiche es aus, wenn 
die Kommission nachweise, daß zumin­
dest eine Vorschrift der Richtlinie nicht 
oder nicht richtig durchgeführt worden 
sei. 

Sie habe die vorliegende Klage in der er­
sten Phase ihrer Überwachung der 
Durchführung der Richtlinie erhoben; sie 
habe nämlich — unwidersprochen — in 
der Klageschrift vorgetragen, die Nieder­
lande hätten es unterlassen, ihr die ge­
troffenen Durchführungsmaßnahmen in­
nerhalb der vorgeschriebenen Frist ge­
mäß Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 mitzutei­
len. Zwischen den Parteien bestehe 
Übereinstimmung, daß die Niederlande 
dieser Richtlinienbestimmung nicht nach­

gekommen seien. Die Kommission habe 
den vorliegenden Rechtsstreit auf die 
Tatsache beschränkt, daß die Nieder­
lande nicht innerhalb der vorgeschriebe­
nen Frist alle Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften erlassen hätten. Im Rahmen 
dieses gegenständlich beschränkten 
Rechtsstreits obliege der Kommission 
eine deutlich geringere Beweislast, und 
zudem bestehe noch die erwähnte 
Vermutung. 

Die Vermutung der verspäteten oder un­
vollständigen Durchführung werde durch 
das Schreiben der niederländischen Re­
gierung vom 28. März 1978 bestätigt, 
aus dem sich ergebe, daß die niederlän­
dische Regierung sich seinerzeit bewußt 
gewesen sei, daß es zur Durchführung 
der Richtlinie einiger Vorschriften be­
dürfe; diese seien jedoch nur summarisch 
erwähnt worden, so daß dieses Schreiben 
noch nicht die in Artikel 12 Absatz 1 
Satz 2 vorgeschriebene Mitteilung darge­
stellt habe. Die in den späteren Schreiben 
der niederländischen Regierung enthalte­
nen näheren Angaben über das in den 
bestehenden niederländischen Rechtsvor­
schriften angebotene Instrumentarium 
beinhalteten zwar wichtige Elemente für 
die Überprüfung der richtigen Anwen­
dung der Richtlinie in der zweiten Phase 
der Überwachung durch die Kommis­
sion, im Rahmen des vorliegenden 
Rechtsstreits, also in der ersten Phase 
dieser Überwachung, seien sie jedoch 
ohne Bedeutung. 

Die niederländische Regierung habe erst­
mals in ihrer Klagebeantwortung aus­
drücklich und unzweideutig erklärt, daß 
vorerst ausreichende Maßnahmen zur 
Durchführung der Richtlinie in den 
Niederlanden getroffen worden seien. 
Diese Haltung sei unannehmbar, da sie 
hiermit ihrem früheren Verhalten wider­
spreche und dem durch dieses Verhalten 
bei der Kommission begründeten Ver-
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trauen die Grundlage entziehe. Die 
Kommission stütze sich daher weiter auf 
die Vermutung, daß die Niederlande 
nicht alle Durchführungsmaßnahmen er­
lassen hätten, und sie sei nicht verpflich­
tet, die von der Regierung der Nieder­
lande vorgebrachten Argumente bezüg­
lich des gegenwärtigen Standes der 
Durchführung der Richtlinie im einzel­
nen zu beantworten. 

In jedem Fall sei die Vermutung der un­
vollständigen Durchführung der Richtli­
nie von der niederländischen Regierung 
nicht widerlegt worden, selbst wenn man 
der betroffenen Regierung eine solche 
Möglichkeit einräumen würde. Dazu 
hätte sie nämlich in bezug auf jede ein­
zelne Vorschrift der Richtlinie den 
Nachweis erbringen müssen, daß sie im 
niederländischen Recht bereits verbind­
lich vorgesehen sei; dieser Nachweis 
werde in der Klagebeantwortung nicht 
erbracht. 

Im übrigen habe die Kommission, auch 
wenn man das Bestehen dieser Vermu­
tung nicht anerkennen wolle, hinrei­
chend nachgewiesen, daß die Nieder­
lande nicht sämtliche erforderlichen 
Durchführungsbestimmungen innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist erlassen hät­
ten; die faktische Durchführung eines 
Teils der Richtlinie reiche nicht aus, um 
Artikel 12 Absatz 1 nachzukommen. Es 
sei offensichtlich, daß die Durchführung 
der in der Richtlinie enthaltenen Ver­
pflichtungen eine gewisse Zahl von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften er­
fordere, und daß sie nicht in das Ermes­
sen der verschiedenen mit der Aufsicht 
über die Gewässerqualität betrauten Be­
hörden gestellt bleiben könne. Die Mit­
gliedstaaten seien verpflichtet, die erfor­
derlichen Durchführungsmaßnahmen zu 
erlassen, um den Inhalt der Richtlinie in 
ihre nationale Rechtsordnung umzuset­
zen. Sie könnten sich der Verpflichtung 

zum Erlaß zwingender Durchführungs­
vorschriften nicht mit dem Argument 
entziehen, die Richtlinie selbst ver­
pflichte ihre Behörden unmittelbar und 
könne bereits zu dem beabsichtigten 
praktischen Ergebnis führen. Die von der 
niederländischen Regierung vor Erhe­
bung der vorliegenden Klage abgefaßten 
Schreiben machten in ausreichender 
Weise deutlich, daß die Durchführung 
der Richtlinie in den Niederlanden zu­
mindest teilweise durch nicht zwingende 
Vorschriften geregelt worden sei und 
daß die geltenden Rechtsvorschriften 
nicht alle in der Richtlinie vorgeschriebe­
nen Instrumente vorsähen. 

4. Die niederländische Regierung be­
streitet in ihrer Gegenerwiderung, daß 
zwischen den Parteien Übereinstimmung 
darüber bestehe, daß die Niederlande 
gegen Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 der 
Richtlinie, der die Mitteilungspflicht be­
treffe, verstoßen hätten. 

Es müsse unterschieden werden zwischen 
einerseits den Informationen, die auf­
grund eines allgemeinen Verfahrens zur 
Unterrichtung wie des vom Rat am 5. 
März 1973 eingeführten Verfahrens be­
treffend Bestimmungen zum Schutze der 
Umwelt (ABl. C 9 vom 15. 3. 1973, S. 1) 
gegeben würden, in dessen Rahmen alle 
Vorschriften zum Schutz und zur Ver­
besserung der Umweltbedingungen der 
Kommission zur Kenntnis gebracht wür­
den, und den Mitteilungen betreffend die 
Durchführung der Richtlinie anderer­
seits. 

Die Richtlinie binde nicht nur die zen­
trale Staatsverwaltung, sondern auch die 
anderen mit der Aufsicht über die Ge­
wässerqualität betrauten Verwaltungsbe­
hörden und könne von diesen Stellen 
wirksam durchgeführt werden. In den 
Provinzialverordnungen gebe es Vor­
schriften über Genehmigungen, Planung, 
Probenahmen usw.; diese bedürften der 
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Genehmigung durch den Staat, dessen 
Einfluß somit gewährleistet sei. Die 
niederländische Regierung habe mit 
Hilfe der vorgelegten Informationen ge­
zeigt, daß es nicht notwendig sei, eine 
Gesetzesänderung vorzunehmen, nur um 
die Richtlinie durchzuführen. 

Die niederländische Regierung räumt 
ein, daß in ihrem Schreiben vom 28. 
März 1978 die allgemeinen Informatio­
nen über neue Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften aufgrund der erwähnten 
Vereinbarung vom 5. März 1973 und die 
Informationen über die Durchführung 
der Richtlinie durcheinander gebracht 
worden seien. In ihrem Schreiben vom 
23. März 1979 habe sie jedoch mehrere 
Informationen über das System der 
niederländischen Vorschriften vorgelegt 
und nachdrücklich darauf verwiesen, daß 
die bestehende Wet verontreiniging op­
pervlaktewateren bereits die Instrumente 
zur Durchführung der Richtlinie ent­
halte. Die niederländische Regierung ist 
der Ansicht, sie sei ihrer Mitteilungs­
pflicht mit einer gewissen Verspätung 
nachgekommen, und behält sich das 
Recht vor, zu einer angeblich unzurei­
chenden Durchführung der Richtlinie im 
Rahmen der zweiten Phase Stellung zu 
nehmen. 

IV — A n t w o r t e n auf die F r agen 
des G e r i c h t s h o f e s 

In Beantwortung der vom Gerichtshof 
am Ende des schriftlichen Verfahrens ge­
stellten Fragen hat die Kommission unter 
anderem ausgeführt, der in den Nieder­
landen derzeit bestehende rechtliche 
Rahmen für die Anwendung der Richtli­
nie sei immer noch unvollständig. Wie 
nämlich auf der ersten Seite der Begrün­
dung des Entwurfs für ein Gesetz zur 
Änderung der Wet hygiëne en veiligheid 
zweminrichtingen festgestellt werde, 

mangele es sowohl an Vorschriften, die 
die für Badegewässer gewünschte Quali­
tät mit Hilfe von Werten für die im An­
hang der Richtlinie aufgeführten Para­
meter gemäß Artikel 3 der Richtlinie 
festsetzten, als auch an Vorschriften, 
durch die die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen würden, um die für die Bade­
gewässer festgesetzte Qualität gemäß Ar­
tikel 4 Absatz 1 der Richtlinie zu errei­
chen. Auch wenn zur Erreichung der ge­
wünschten Wasserqualität eine Frist von 
zehn Jahren eingeräumt worden sei, hät­
ten diese Maßnahmen innerhalb der in 
Artikel 12 der Richtlinie vorgeschriebe­
nen Frist von zwei Jahren in Kraft ge­
setzt werden müssen. Im übrigen würden 
die in der Richtlinie vorgeschriebenen 
Probenahmen und Prüfungen nur teil­
weise durchgeführt, wobei die vorge­
schriebene Mindesthäufigkeit nicht stets 
eingehalten werde; dies geschehe auf­
grund von bloßen Programmen und Be­
richten, die nicht als die nach der Richt­
linie vorgesehenen „Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften“ anzusehen seien. 

Die niederländische Regierung hat vorge­
tragen, das Gesetz zur Änderung der 
Wet verontreiniging oppervlaktewateren 
sei am 1. Januar 1982 in Kraft getreten, 
wovon der Kommission mit Schreiben 
vom 14. Januar 1982 Mitteilung gemacht 
worden sei. Mit Rücksicht auf den ge­
genwärtigen Stand des niederländischen 
Rechts gebe es daher keinen Grund für 
die Fortsetzung des vorliegenden Ver­
fahrens. 

V — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

Die Kommission, vertreten durch das 
Mitglied ihres Juristischen Dienstes Auke 
Haagsma, und die Regierung des König­
reichs der Niederlande, vertreten durch 
den stellvertretenden Rechtsberater im 
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Außenministerium, Adriaan Bos, haben 
in der Sitzung vom 2. März 1982 münd­
lich verhandelt. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 31. März 1982 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die 
am 24. April 1981 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß 
Artikel 169 EWG-Vertrag Klage auf Feststellung erhoben, daß das König­
reich der Niederlande gegen seine Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag 
verstoßen hat, indem es nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, um der Richtli­
nie 76/160/EWG des Rates vom 8. Dezember 1975 über die Qualität der 
Badegewässer (ABl. L 31, 1976, S. 1) nachzukommen. 

2 Aufgrund dieser gemäß Artikel 100 und 235 EWG-Vertrag erlassenen Richt­
linie sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, für alle Badegebiete oder für jedes 
einzelne Badegebiet die auf Badegewässer anwendbaren Werte für die durch 
die Richtlinie aufgestellten chemisch-physikalischen und mikrobiologischen 
Parameter festzulegen, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um sicher­
zustellen, daß die Qualität der Badegewässer binnen zehn Jahren diesen 
Werten entspricht, dafür zu sorgen, daß diese Werte in den neu geschaffe­
nen Badegebieten eingehalten werden, Probenahmen gemäß den durch die 
Richtlinie festgesetzten Modalitäten durchzuführen und der Kommission — 
erstmalig vier Jahre nach der Bekanntgabe der Richtlinie — einen zusam­
menfassenden Bericht über die Badegewässer und ihre wesentlichsten Merk­
male vorzulegen. 

3 Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie sieht vor, daß die Mitgliedstaaten die er­
forderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft setzen, um dieser 
Richtlinie binnen zwei Jahren nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
daß sie die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis setzen; die Frist ist 
am 10. Dezember 1977 abgelaufen. 

4 Die Kommission ist der Ansicht, die niederländische Regierung habe gegen 
ihre Mitteilungspflicht aus der genannten Vorschrift verstoßen. Dieser Ver-
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stoß berechtige die Kommission in der ersten Phase ihrer Überwachung der 
Durchführung der Richtlinie, in der lediglich allgemein geprüft werde, ob die 
erforderlichen Durchführungsmaßnahmen innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist in Kraft getreten seien, ohne daß diese Maßnahmen einer eingehende­
ren Prüfung unterzogen würden, zu der Vermutung, daß ein Verstoß gegen 
die Verpflichtung zum Inkraftsetzen der erforderlichen Maßnahmen vor­
liege. 

5 Gegenstand der vorliegenden Klage ist indessen nicht eine Verletzung der 
Mitteilungspflicht, sondern die Verletzung der Verpflichtung, die erforderli­
chen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft zu setzen, um der Richt­
linie nachzukommen. 

6 Im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens nach Artikel 169 EWG-Ver­
trag ist es Sache der Kommission, das Vorliegen der behaupteten Vertrags­
verletzung nachzuweisen. Sie muß dem Gerichtshof die erforderlichen An­
haltspunkte liefern, anhand deren dieser das Vorliegen der Vertragsverlet­
zung prüfen kann; sie kann sich hierfür nicht auf irgendeine Vermutung 
stützen. 

7 Allerdings sind die Mitgliedstaaten aufgrund von Artikel 5 EWG-Vertrag 
gehalten, der Kommission die Erfüllung ihrer Aufgabe zu erleichtern, die 
gemäß Artikel 155 unter anderem darin besteht, für die Anwendung des 
Vertrages sowie der von den Organen aufgrund des Vertrages getroffenen 
Bestimmungen Sorge zu tragen. Zu diesem Zweck erlegt die fragliche Richt­
linie nach dem Beispiel anderer Richtlinien in Artikel 12 den Mitgliedstaaten 
eine Informationspflicht auf. 

8 Die Informationen, die die Mitgliedstaaten der Kommission demgemäß zu 
erteilen haben, müssen klar und deutlich sein. Sie müssen die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, durch die der Mitgliedstaat seine verschiedenen 
Verpflichtungen aus der Richtlinie erfüllt zu haben glaubt, eindeutig ange­
ben. Liegt eine solche Information nicht vor, so kann die Kommission nicht 
prüfen, ob der Mitgliedstaat die Richtlinie tatsächlich und vollständig durch­
geführt hat. Die Verletzung dieser Verpflichtung durch einen Mitgliedstaat, 
sei es, daß jegliche Information fehlt, sei es, daß eine Information nicht aus­
reichend klar und deutlich ist, kann bereits als solche die Eröffnung des Ver­
fahrens nach Artikel 169 EWG-Vertrag zur Feststellung dieser Verletzung 
rechtfertigen. 
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9 Um die Begründetheit der vorliegenden Klage zu prüfen, müssen in Anbe­
tracht ihres Gegenstandes die Bestimmungen der Richtlinie mit den in den 
Niederlanden bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften verglichen 
werden, durch die die Richtlinie nach Ansicht der niederländischen Regie­
rung durchgeführt worden ist. 

10 Hierzu ist festzustellen, daß die Kommission in ihrer Antwort auf eine vom 
Gerichtshof im Anschluß an das schriftliche Verfahren gestellte Frage deut­
lich gemacht hat, daß es in den Niederlanden ausweislich der Begründung 
zum Entwurf des niederländischen Gesetzes zur Änderung der Wet hygiëne 
en veiligheid zweminrichtingen (Gesetz über Hygiene und Sicherheit in Ba­
deanstalten) gegenwärtig weder, wie in Artikel 3 der Richtlinie vorgesehen, 
Vorschriften zur Festsetzung der angestrebten Qualität der Badegewässer mit 
Hilfe von Werten für die im Anhang der Richtlinie aufgeführten Parameter 
gebe noch Vorschriften zum Erlaß der notwendigen Maßnahmen, um die für 
die Badegewässer festgesetzte Qualität, wie in Artikel 4 Absatz 1 der Richtli­
nie vorgesehen, zu erreichen. Die niederländische Regierung hat dies weder 
in ihrer Stellungnahme zu dieser Antwort der Kommission noch in der 
mündlichen Verhandlung bestritten, und sie hat keine Tatsachen vorgetra­
gen, aus denen sich entnehmen ließe, daß es in den Niederlanden im Augen­
blick schon solche Vorschriften gebe. 

1 1 Die niederländische Regierung hat sich darauf berufen, daß die Überwa­
chung der Gewässerqualität in den Niederlanden durch ein dezentralisiertes 
System sichergestellt sei. Die regionalen und örtlichen Behörden seien unmit­
telbar an die Bestimmungen der Richtlinie gebunden und verwirklichten 
diese in der praktischen Überwachung der Gewässerqualität unter Aufsicht 
staatlicher Instanzen. 

12 Zwar steht es jedem Mitgliedstaat frei, die Kompetenzen innerstaatlich so zu 
verteilen, wie er es für zweckmäßig hält, und eine Richtlinie mittels Maßnah­
men durchzuführen, die von regionalen oder örtlichen Behörden getroffen 
werden. Dies entbindet ihn jedoch nicht von der Verpflichtung, die Richtli­
nienbestimmungen in verbindliches innerstaatliches Recht umzusetzen. Die 
streitige Richtlinie, die insbesondere aufgrund von Artikel 100 EWG-Vertrag 
erlassen wurde, bezweckt die Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet. Schlichte Verwaltungsprak­
tiken, die ihrer Natur nach von der Verwaltung nach ihrem Ermessen geän-
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den werden können, sind nicht als wirksame Erfüllung der Verpflichtung 
anzusehen, die sich aus dieser Richtlinie ergibt. 

1 3 Die niederländische Regierung hat keinerlei Angaben beigebracht, die den 
Schluß zuließen, daß tatsächlich verbindliche Vorschriften, sei es von den 
staatlichen Stellen, sei es von den regionalen oder örtlichen Stellen erlassen 
worden wären, um für alle Badegebiete oder für jedes einzelne Badegebiet 
die auf Badegewässer anwendbaren Werte für die im Anhang der Richtlinie 
aufgeführten Parameter festzulegen und um sicherzustellen, daß die Qualität 
der Badegewässer den so festgelegten Werten entspricht. Insbesondere stellte 
das mehrjährige Richtprogramm, auf das die niederländische Regierung in 
dem vor Klageerhebung mit der Kommission geführten Schriftverkehr ver­
wiesen und von dem sie behauptet hat, dieses übernehme die Richtlinienvor­
schriften, zum damaligen Zeitpunkt für die für die Überwachung der Gewäs­
serqualität Verantwortlichen nur eine bloße Orientierungshilfe dar, die keine 
Rechtsverbindlichkeit besaß. Dieses Programm konnte daher nicht als zur 
Durchführung der Richtlinie ausreichend erachtet werden. 

1 4 In ihrer Stellungnahme zur Antwort der Kommission auf die vom Gerichts­
hof vor der mündlichen Verhandlung gestellten Fragen wie auch in der 
mündlichen Verhandlung selbst hat die niederländische Regierung sich wei­
ter auf eine am 1. Januar 1982 in Kraft getretene Änderung der Wet veront­
reiniging oppervlaktewateren (Gesetz über die Verunreinigung des Oberflä­
chenwassers) berufen und vorgetragen, aufgrund dieser Anderung ermög­
liche das mehrjährige Richtprogramm die vollständige Anwendung der Richt­
linie. In der mündlichen Verhandlung hat die Kommission unter Aufrechter­
haltung ihrer Anträge erklärt, diese Gesetzesänderung erlaube, wenn sie 
durch bestimmte Verwaltungsmaßnahmen ergänzt werde, eine ordnungsge­
mäße Anwendung der Richtlinie. Ohne daß es einer Prüfung bedarf, ob die 
Vertragsverletzung allein aufgrund dieser Änderung vollständig beseitigt 
werden konnte, ist hierzu festzustellen, daß die zur vollständigen Durchfüh­
rung der Richtlinie erforderlichen Maßnahmen nicht innerhalb der vorge­
schriebenen Frist getroffen worden sind und jedenfalls in dem Zeitpunkt, als 
die vorliegende Klage erhoben wurde, fehlten. 

15 Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß das Königreich der Niederlande 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist die erforderlichen Vorschriften in 
Kraft gesetzt hat, um die vollständige Durchführung der fraglichen Richtli­
nie sicherzustellen. Es ist daher festzustellen, daß es gegen seine Verpflich­
tungen aus dem Vertrag verstoßen hat. 
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Kosten 

16 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf 
Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Beklagte unterlegen 
ist, ist sie zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Das Königreich der Niederlande hat gegen seine Verpflichtungen aus 
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft verstoßen, indem es nicht innerhalb der vorgeschriebenen Fri­
sten die erforderlichen Vorschriften in Kraft gesetzt hat, um die voll­
ständige Durchführung der Richtlinie 76/160/EWG des Rates vom 
8. Dezember 1975 über die Qualität der Badegewässer sicherzustellen. 

2. Das Königreich der Niederlande wird verurteilt, die Kosten des Ver­
fahrens zu tragen. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Mackenzie Stuart O'Keeffe Koopmans Everling 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 25. Mai 1982. 

Der Kanzler 

Im Auftrag 

H. A. Rühl 
Hauptverwaltungsrat 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 
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